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Aufmacher

Keine Ideologisierung im Arbeitsverhältnis
LGBTQ statt LkSG? Dr. Malte Passarge bemängelt so manche Prioritätenset-
zung in den Medien und der Gesellschaft, die nun auch Einzug in die Unter-
nehmen und die Compliance-Community halte. Die Intimsphäre der Men-
schen gehöre in die Privatsphäre und nicht ins Arbeitsverhältnis. Fragen nach 
der geschlechtlichen Zusammensetzung in der Belegschaft eines Unterneh-
mens sind nur ein Beispiel für seine Kritik.

Monetäre Incentivierung von Compliance?  
„Nicht geschimpft ist Lob genug.“ Dieses Sprich-
wort wirkt aus der Zeit gefallen; doch gilt dies auch 
für Compliance? Tatsächlich legt die Compliance- 
Praxis den Schwerpunkt weiterhin auf Sanktion 
statt auf Incentivierung. „Geld gegen Regelkonfor-
mität“ wird als befremdlich wahrgenommen.  
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Praxis Recht News

Regelungen für Lobbyisten verschärft  
Am 24. November 2023 billigte der Bundesrat 
Änderungen am Lobbyregistergesetz. Das Gesetz 
soll am 1. März 2024 in Kraft treten.

10 Öffentliche Verwaltung kann sichtba-
res Tragen religiöser Zeichen verbieten

11. GWB-Novelle in Kraft

4

Barrierefreiheitsstärkungsgesetz: 
Neue Compliance-Anforderung für digitale 
Barrierefreiheit
Der European Accessibility Act, in Deutschland 
als Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) um-
gesetzt, verpflichtet erstmals auch private Wirt-
schaftsakteure zu mehr digitaler Barrierefreiheit 
– bisher standen nur öffentliche Einrichtungen im 
Fokus des Gesetzgebers. 
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 Veranstaltungen

Compliance wünscht schöne Feiertage!
© IMAGO / Shotshop
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Keine Ideologisierung im Arbeitsverhältnis

Nun sind die anscheinend drängendsten Prob-
leme unserer Gesellschaft auch in der Com-

pliance angekommen. Ich meine nicht gestiegene 
Energiekosten, drohender wirtschaftlicher Ab-
schwung, Krieg, Umgang mit LkSG oder ähnliches. 
Nein, orientiert man sich an den aktuellen Diskus-
sionen in den Medien geht es um die Intimsphäre 
der Menschen, nämlich ihre geschlechtliche Aus-
richtung und den Umgang miteinander. Bislang 
gehörte dies zur Privat- oder Intimsphäre und war 
in einem aufgeklärten, freiheitlichen Staat der Ge-
setzgebung entzogen. Demgemäß war es auch zu 
Recht ein Tabu, Sexualität und andere persönliche 
oder gar intime Aspekte zum Gegenstand von Be-
werbungsgesprächen oder des arbeitsrechtlichen 
Verhältnisses zu machen. Dies scheint sich nun 
ins Gegenteil zu kehren, tatsächlich meinen eini-
ge Arbeitgeber, dass es sinnvoll sei, Mitarbeitern 
vorzugeben, wie sie zu sprechen haben. Auch The-
men der Sexualität halten in das Geschäftsleben 
Einzug. Einige, vor allem amerikanische Unterneh-
men, fragen bei der Aufnahme der Lieferantenda-
ten ab, wie die geschlechtliche Zusammensetzung 
im Kreis der Gesellschafter, Geschäftsführer und 
Mitarbeiter gestaltet ist und ob „diverse“ oder 
LGBTQ-Personen beschäftigt werden (z. B. Meta). 
Auch manche Politiker äußern bereits, dass Unter-
nehmen erfassen sollen, wie viele LGBTQ-Perso-
nen beschäftigt sind. Wie soll das gehen? Ist man 

verpflichtet, überhaupt Angaben zu machen, oder 
wahre Angaben zu machen? Ja, bei Meta besteht 
diese Pflicht faktisch, da anderenfalls die Eingabe 
der Lieferantendaten nicht abgeschlossen wer-
den kann. Können mittelständische Unternehmen 
überschauen, was es bedeutet, wenn richtige oder 
falsche Angaben gemacht werden? Besteht für 
den Lieferanten die Gefahr, wenn er nicht ausrei-
chend Frauen oder LGBTQIA2S+ im Kreis der Ge-
sellschafter/Geschäftsführer oder Mitarbeiter hat, 
als Lieferant auszuscheiden? Was geschieht, wenn 
der Auftraggeber später entdeckt, dass die Anga-
ben falsch waren? Sind Arbeitnehmer verpflichtet, 
hierzu Auskünfte zu erteilen?

Noch kritischer wird es, wenn geschlechtliche 
oder sexuelle Aspekte außerhalb der Privatsphä-
re in Beschäftigungs- oder Geschäftsbeziehungen 
thematisiert werden. Dabei ist es völlig gleichgül-
tig, ob eine bestimmte Ausrichtung von bestimm-
ten Kreisen positiv oder negativ konnotiert wird. 
Neutralität und Vertraulichkeit gelten in beide 
Richtungen. Wenn der Eindruck entsteht, dass 
irgendeine sexuelle oder geschlechtliche Ausrich-
tung bei der Beförderung oder Geschäftskontak-
ten positiv oder negativ berücksichtigt wird, hilft 
dies dem Betriebsfrieden gewiss nicht.

Ist das alles sinnvoll? Merkwürdig sind diese 
Tendenzen auf jeden Fall, da sie zutiefst wider-
sprüchlich und keineswegs progressiv, sondern 

LGBTQ statt LkSG? Dr. Malte Passarge bemängelt so manche Prioritätensetzung in den Medien und der Gesell-
schaft, die nun auch Einzug in die Unternehmen und die Compliance-Community halte. Die Intimsphäre der Men-
schen gehöre in die Privatsphäre und nicht ins Arbeitsverhältnis. Fragen nach der geschlechtlichen Zusammenset-
zung in der Belegschaft eines Unternehmens sind nur ein Beispiel für seine Kritik.

rückwärtsgewandt sind und ein überkommenes, 
ständisches Gesellschaftsbild offenbaren. Grund-
lage unserer Gesellschaft und Wirtschaftsordnung 
ist das Abstellen auf Kompetenz und Leistung 
von Geschäftspartnern oder Mitarbeitern, nicht 
Herkunft, Geschlecht oder Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Bevölkerungsgruppe (Meritokratie).

Auch die sogenannte gendersensible Spra-
che wird in manchen Unternehmen vorgegeben. 
Neben dem Zwang, sprachlich falsch oder unge-
schickt zu formulieren, soll dies auch eine Einstel-
lung in den Köpfen der Mitarbeiter hervorrufen. 
Eine Ideologisierung darf aber nicht Gegenstand 
des Arbeitsverhältnisses sein.

Fragen wirft auch das vorgeschriebene Duzen 
auf: Im Gegensatz zum „Sie“, der höflichen An-
rede, steht das „Du“ für die Anrede auf persönli-
cher Ebene zwischen Verwandten oder vertrauten 
Personen. Das „Sie“ steht für den respektvollen 
Umgang, vor allem wahrt es eine gesunde und 
gewünschte Distanz. Über den Wechsel vom „Sie“ 
zum „Du“, also die Schaffung einer persönlichen 
Sphäre entscheidet man selbst, wenn die Bezie-
hung dies hergibt. Der Zwang zum Duzen ist ein 
bevormundender Eingriff in die Privatsphäre und 
aus autokratischen Systemen bekannt. Selbstver-
ständlich kann es nicht folgenlos bleiben, wenn 
ein Arbeitgeber seinen Mitarbeitern Vorgaben 
macht, wie sie zu sprechen und zu schreiben ha-
ben.

Was bedeutet es für Compliance und Arbeits-
recht, denkt man diese Entwicklungen zu Ende? 
Sollen Mitarbeiter, die sich der Höflichkeitsanrede 
„Sie“ bedienen, oder korrekte Rechtschreibung 
verwenden, abgemahnt und bei Wiederholung 
fristlos gekündigt werden? Sollten Mitarbeiter, die 
Angaben zur sexuellen oder geschlechtlichen Aus-
richtung verweigern und dies auch von Kollegen 
nicht wissen wollen, abgemahnt werden?

Vielleicht wäre es hilfreich, vor der Einführung 
solcher Maßnahmen zunächst eine Mitarbeiterbe-
fragung durchzuführen.

Dr. Malte Passarge

LGBTQ: Schränken Unternehmen mit ihren Vorgaben die Privatsphäre ein?
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Dr. Malte Passarge ist Rechts-
anwalt und Fachanwalt für 
Handels- und Gesellschaftsrecht 
und Partner in der Kanzlei HUTH 
DIETRICH HAHN Rechtsanwälte 
PartGmbB, Vorstand des Instituts 
für Compliance im Mittelstand 
(ICM) und Geschäftsführer von  
Pro Honore e.V. sowie Chefredak-
teur des Compliance-Beraters.
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HinSchG ERFÜLLEN 
IN NUR 3 SCHRITTEN

 DSGVO-konforme Umsetzung des Hinweisgeberschutzgesetzes

 Haftungsrisiken und Reputationsschäden vermeiden

 Zeit & Kosten sparen mit Vorteilspaket (bis 31.12. verfügbar)

Jetzt starten!

https://www.integrityline.com/de/knowhow/blog/hinweisgeberschutzgesetz/
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Monetäre Incentivierung von Compliance? 

In der Literatur wird die Rechtstreue als Verhal-
tensmaßstab mitunter als Selbstverständlichkeit 

aufgefasst, die von der Belegschaft zu erwarten 
sei. In Ermangelung eines besonderen Leistungs-
charakters sprechen sich die Vertreter dieser 

Ansicht gegen eine Incentivierung für die „blo-
ße Einhaltung der Regeln“ aus. Dabei werden 
folgende Argumente vorgebracht: Erstens, ein 
wertorientiertes Verhalten sei dauerhaft nur auf-
rechtzuhalten, wenn es die eigene Überzeugung 
gebietet und nicht in Erwartung, hierfür einen 
Bonus zu erhalten. Zweitens, extrinsische Anreize 
zerstören langfristig die intrinsische Motivation 
zur Regeltreue.

Bei der intrinsischen Motivation handelt es sich 
allerdings um ein hypothetisches Konstrukt, das 
sich weder messen noch steuern lässt. Die intrin-
sische Motivation zur Regelkonformität ist der 
Compliance zwar keineswegs abträglich, da aller-
dings der sprichwörtliche „Blick in die Köpfe“ der 
Belegschaft misslingt, sollte sie als Strukturmerk-
mal eines CMS keine Rolle spielen. 

Auf den Eintritt in eine Organisation folgt die 
sogenannte tertiäre Sozialisation und damit eine 
Phase des allmählichen Anpassens an die un-
geschriebenen Verhaltensweisen und impliziten 
Wertungen, die ihre wirtschaftliche Funktionalität 
und Nützlichkeit für die Organisation über die 
Zeit bewiesen haben. Diese Sozialisation spielt 
eine zentrale Rolle bei der Entstehung normab-
weichenden Verhaltens. Das passiert im Wesent-
lichen durch informelles Lernen im operativen 
Tagesgeschäft durch Beobachtung der Kollegen 
und damit in einer Sphäre, die außerhalb des 
unmittelbaren Wirkungs- und Einflusskreises der 
Compliance-Funktion liegt.

Die Sozialisation der Beschäftigten kann dazu 
führen, dass – obwohl Straftaten im Allgemeinen 
abgelehnt werden – die Gültigkeit von Regeln von 

„Nicht geschimpft ist Lob genug.“ Dieses Sprichwort wirkt aus der Zeit gefallen; doch gilt dies auch für  
Compliance? Tatsächlich legt die Compliance-Praxis den Schwerpunkt weiterhin auf Sanktion statt auf Incenti-
vierung. „Geld gegen Regelkonformität“ wird als befremdlich wahrgenommen. Doch wie eine Befragung unter 
Compliance-Verantwortlichen ergab, ist dies im Wandel begriffen. Dr. Sven Raak-Stilb erläutert die Wirkweise 
einer monetären Incentivierung von Compliance. 

Dr. Sven Raak-Stilb, ist als 
Associate Director Compliance 
& Ethics bei einem forschenden 
Pharmaunternehmen in München 
tätig. Seine im Beitrag vertretene 
Ansicht spiegelt nicht zwangsläu-
fig die Meinung des Arbeitgebers 
wider.
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der jeweiligen Situation abhängig gemacht wird. 
Danach verliert die Normtreue ihre Unumstöß-
lichkeit und wird vom Individuum zur Disposition 
von in der Organisation akzeptierten Wertungen 
gestellt. So kann sich eine Kultur der situativen 
Missachtung des Rechts etablieren. Eine Dilemma-
situation des Mitarbeiters stellt sich dann oft erst 
gar nicht ein, da aus Täterperspektive das regel-
widrige Handeln im beruflichen Zusammenhang 
„der Normalität“ entspricht, mithin als moralisch 
einwandfrei gewertet wird.

Aus Sicht der Compliance gilt es demzufolge 
nach Ansätzen zu explorieren, um auf die Vorstel-
lungen der Gruppe von Normalität und abwei-
chendem Verhalten einzuwirken. Dies hat in dem 
Wissen zu erfolgen, dass einer Organisation die 
gewünschte Compliance-Kultur nicht übergestülpt 
werden kann. Allerdings haben auch Organisati-
onen als soziale Funktionssysteme die Fähigkeit 
auf veränderte Umfeldbedingungen zu reagieren, 
folglich zur Problembewältigung neue Grundprä-
missen zu erlernen. Im vorliegenden Verständnis 
bedeutet daher die Incentivierung von Compliance 
nicht etwa das schlichte Belohnen regelkonformen 
Verhaltens, sondern die monetär-induzierte Rück-
kopplung mit dem gemeinschaftlichen Normver-
ständnis der Gruppe. Die Incentivierung soll mithin 
einen positiven Anpassungsdruck auf die eingeüb-
ten Grundprämissen, folglich auf die fragmentierte 
Normgeltung, erzeugen, um letztlich eine an der 
Regeltreue ausgerichtete Form der informellen 
Sozialkontrolle zum Zwecke der Prävention von 
Rechtsverstößen zu fördern. 

Dr. Sven Raak-Stilb

Geld gegen Regeltreue: Wenn Mitarbeiter in Sachen Compliance an einem Strang ziehen, könnte das belohnt werden.
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Ausführliche Beiträge zur monetären 
Incentivierung von Compliance lesen Sie 
im neuen Jahr im Compliance-Berater. 
In Heft 1-2/2024 befasst sich Dr. Sven 
Raak Stilb mit der umfassenden Wirk-
weise einer monetären Incentivierung 
unter Berücksichtigung der gruppen- 
dynamischen Einflussfaktoren organisa-
tionaler Devianz. In CB 3/2024 erläutert 
er einen Vorschlag für ein Konzept zur 
Incentivierung von Compliance auf In-
dividualebene, in dessen Mittelpunkt ein 
Peer-Group-Ansatz steht.

https://www2.deloitte.com/de/de/pages/audit/articles/future-of-compliance.html
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/audit/articles/future-of-compliance.html
https://online.ruw.de/suche/cb/
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1Alle Key Findings der GRöSSTEn Studie zum LkSG –  

ALLE KEY FINDINGS DER 
GRÖSSTEN STUDIE ZUM LKSG

www.eqs.com/de/studie-lksg

Jetzt kostenlos herunterladen

https://www.integritynext.com/de/integritynext-lksg-studie-2022
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Anforderungen des BFSG 

Das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 
verlangt, dass Produkte, Dienstleis-
tungen, Apps, Online-Shops, Websites, 
E-Books und digitale Dokumente für 
Menschen mit Behinderungen ohne 
besondere Erschwernis und grund-
sätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, 
zugänglich und nutzbar sind. Dazu 
müssen diese digitalen Angebote über 
mehr als nur einen Sinneskanal zu-
gänglich gemacht werden. So reicht es 
bspw. nicht aus, in einem Online-Shop 
die zu erwerbenden Produkte und 
Dienstleistungen in Text und Bild dar-
zustellen. In Zukunft müssen die Inhal-
te und Bildbeschreibungen z. B. auch 
über Sprachausgabe hörbar und damit 
auditiv wahrnehmbar sein.

Gabriele Horcher, ist Kommu-
nikations-Wissenschaftlerin und 
Kommunikations-Strategin.  
Sie ist Keynote Speakerin,  
Bestseller-Autorin und Trans- 
formational Coach.
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Barrierefreiheitsstärkungsgesetz: 
Neue Compliance-Anforderung für 
digitale Barrierefreiheit
Der European Accessibility Act, in Deutschland als Barrierefreiheits-
stärkungsgesetz (BFSG) umgesetzt, verpflichtet erstmals auch private 
Wirtschaftsakteure zu mehr digitaler Barrierefreiheit – bisher standen nur 
öffentliche Einrichtungen im Fokus des Gesetzgebers. 

Produkte und Dienstleistungen, die typischer-
weise für den Zugang zum Internet und die 

Anbahnung und den Abschluss von Verträgen mit 
Verbrauchern über das Internet genutzt werden, 
müssen vom 29. Juni 2025 an barrierefrei(er) sein. 
Zu den Produkten gehören bspw. Computer und 
Smartphones. Zu den Dienstleistungen zählen z. B. 
Telekommunikations- und Bankdienstleistungen. 
Doch nicht nur Hersteller und Anbieter sind betrof-
fen: Alle Unternehmen und sogar Vereine müssen 
– unter Umständen – als sogenannte Leistungser-
bringer bis zum Stichtag Apps, Online-Shops und 
Dokumente sowie Webseiten barrierefrei gestalten. 

Hersteller von Produkten müssen sich beson-
ders intensiv mit den spezifischen Anforderungen 
der Barrierefreiheit auseinandersetzen. Denn sie 
sind gefordert, nicht nur das Produkt – bestehend 
aus Hardware, Betriebssystemsoftware und even-
tuell Anwendungssoftware – anzupassen. Ebenso 
sind die Verpackung und die Bedienungsanleitung 
barrierefrei zu gestalten.
Betroffen sind
– Fernsehgeräte mit Internetzugang, Router
– Computer, Notebooks, Tablets, Smartphones, 
Mobiltelefone 
– E-Book-Reader 
– Geld-, Fahrausweis- oder Check-In-Automa-
ten (hierfür gelten längere Übergangsfristen).
Alle Produkte, die nach dem 28. Juni 2025 her-
gestellt werden, müssen den Barrierefreiheits-An-
forderungen entsprechen – ansonsten dürfen sie 
nirgendwo in der EU verkauft werden. Passiert 
dies doch, können unterschiedlichste Gruppen da-
gegen vorgehen. Auch Verbraucher, Verbraucher-
verbände oder Mitbewerber können solche Fälle 
bei den Marktüberwachungsbehörden melden. 

Neben einem Verkaufs-Verbot drohen dann auch 
noch Bußgelder von bis zu 100.000 Euro.
Dienstleistungs-Anbieter für
– Telefon- oder Messenger-Dienstleistungen 
(Telemedien)
– Bankdienstleistungen, Leistungen im elektro-
nischen Geschäftsverkehr (E-Commerce) 
– Bereitstellung von E-Books,
die nicht unter die folgenden Ausnahme-Regelun-
gen fallen, müssen ihr Frontend gegenüber dem 
Verbraucher vom 29. Juni 2025 an barrierefrei 
zur Verfügung stellen. Ansonsten dürfen sie ihre 
Dienstleistungen in Europa nicht mehr anbieten.
Ausnahmeregelungen gelten,
– für sogenannte „Kleinstunternehmen“ mit 
weniger als zehn Beschäftigten oder höchstens  
2 Mio. Euro Jahresumsatz. 
– wenn sich für den Anbieter durch die Barriere-
freiheit grundlegende Veränderungen der Wesens-
merkmale seiner Dienstleistung ergeben oder
– wenn für den Anbieter die Herstellung von 
Barrierefreiheit eine unverhältnismäßige (nach-
weißbar bedrohliche) Belastung darstellt. 
Unternehmen, die nicht unter die Ausnahme-
regelungen fallen und die wenigstens einen der 
folgenden Services in der Kommunikation mit 
Verbrauchern anbieten, gehören ebenfalls zu den 
verpflichteten Wirtschaftsakteuren: 
– App / Online-Shop
Verbraucher können bspw. Produkte per App be-
werten oder an Gewinnspielen teilnehmen. Ver-
braucher können über den Online-Shop Produkte 
oder Dienstleistungen einkaufen.
– Website
Verbraucher können über die Website Termine ver-
einbaren, sich in einen Kundenbereich einloggen, 
über ein Help-Desk-System ein Support-Ticket er-
öffnen, über ein Kontaktformular, Chat oder Rück-
rufservice Kontakt herstellen.

Gabriele Horcher
Barrierefrei durch die digitale Welt: Private Wirtschaftsakteure müssen hierfür die Voraussetzungen schaffen.
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http://www.gabriele-horcher.de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1202&langId=de
https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz.html
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TEIL 1: BESCHWERDEVERFAHREN
17. Januar 2024, 10-13 Uhr
• Einrichtung des Beschwerdeverfahrens des Unternehmens im 

eigenen Geschäftsbereich und entlang der Lieferkette: rechtliche 
Anforderungen und praktische Vorschläge

• Verhalten bei Beschwerden, Umgang mit NGOs,  
BAFA und der Öffentlichkeit 

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz in der Praxis 

Eine Veranstaltung von:

und

17. Januar  2024    ·   15. Februar 2024    ·   13. März 2024 

Ihre Webinar-Reihe im Frühjahr 2024

Dr. Martin Rothermel 

Holger Hembach

JETZT QR-CODE SCANNEN 
UND DIREKT ANMELDEN!
oder unter www.ruw.de/lksg

Teilnahmegebühr (zzgl. MwSt.):  
regulär  ........................................................................ 139,- € pro Termin 
Abonnent:innen CB, Behördenvertreter:innen,  
Buchbesteller:innen  .................................................  89,- € pro Termin 

Betriebs-Berater Compliance

Ihre Ansprechpartnerin:
Svenja Klausing
Svenja.Klausing@dfv.de, 
Tel.: +49 69 7595- 2774

Deutscher Fachverlag GmbH 
Mainzer Landstraße 251  
60326 Frankfurt am Main

TEIL 2: DIE UMSETZUNG IM UNTERNEHMEN
15. Februar 2024, 10-13 Uhr
• Umsetzung in Unternehmen, auf die das LkSG anwendbar ist: 

Ernennung zuständiger Personen, Ausgestaltung der Rolle des 
Menschenrechtsbeauftragten und Einbindung ins Compliance-
System

• Die Umsetzung in kleinen Unternehmen

TEIL 3: LESSONS LEARNED UND DER BLICK NACH VORNE
13. März 2024, 10-13 Uhr
• Umgang mit Fragebogen, Dokumentation im Unternehmen, 

Berichterstattung und Rückmeldungen des BAFA

• Ausblick aus CSDDD, Folgerungen und Entwicklungen in  
anderen Ländern

Rabatte:
Sparen Sie bei Buchung mehrerer Termine:  
10% bei der Buchung von allen drei Terminen

https://www.ruw-fachkonferenzen.de/veranstaltung/das-lksg-in-der-praxis-2024-teil-1/
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Regelungen für Lobbyisten verschärft 
Am 24. November 2023 billigte der Bundesrat Änderungen am Lobby-
registergesetz, die der Bundestag am 19. Oktober 2023 aufgrund einer 
Fraktionsinitiative beschlossen hatte. Das Gesetz soll am 1. März 2024 in 
Kraft treten.

Ziel des Gesetzes ist es, den Anwendungsbereich 
und die Offenlegungspflichten des Lobbyregis-

ters nachzuschärfen, in das sich seit 2022 alle In-
teressenvertretungen gegenüber Parlament oder 
Regierung eintragen müssen.

So sind Kontakte in Ministerien künftig bereits 
ab der Referatsleiterebene einzubeziehen. Ab 
dem nächsten Jahr müssen Lobbyisten zudem 
angeben, auf welche konkreten Gesetzes- oder 

Lobbyregister: 
In bestimmten 
Konstellationen 
müssen Lobbyor-
ganisationen 
künftig Drittstaaten 
als Auftraggeber 
angeben.
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Verordnungsvorhaben sich ihre Aktivitäten bezie-
hen. Stellungnahmen und Gutachten von grund-
sätzlicher Bedeutung für die Interessenvertretung 
müssen sie unter Angabe des Zeitpunkts, der be-
troffenen Interessen- und Vorhabenbereiche und 
einer abstrakten Adressatenbezeichnung auf der 
öffentlich einsehbaren Plattform hochladen.

Künftig sind im Lobbyregister auch Hauptfinan-
zierungsquellen und Mitgliedsbeiträge der Interes-

senvertretungen anzugeben. Die Option, Finanz- 
angaben zu verweigern, gibt es dann nicht mehr. 
Spendenfinanzierte Organisationen sollen durch 
Fokussierung auf Pflichtangaben zu wesentlichen 
Finanzierungsquellen entlastet werden, heißt es in 
der Gesetzesbegründung.

Zwingend erforderlich ist künftig eine Namens-
angabe bei Schenkungen oder sonstigen Zuwen-
dungen zu Lebzeiten, die den Gesamtwert von 
10.000 Euro sowie zehn Prozent der Gesamtsum-
me der Schenkungen und sonstigen Zuwendun-
gen im jeweiligen Geschäftsjahr übersteigen und 
damit Anlass zur Annahme geben könnten, dass 
sie einen lenkenden Einfluss auf die jeweilige Or-
ganisation haben könnten.

Mehr Transparenz ist zudem bei der Interes-
senvertretung im Auftrag Dritter vorgesehen. In 
bestimmten Konstellationen müssen Lobbyorga-
nisationen Drittstaaten als Auftraggeber sowie 
das Auftragsvolumen der Interessenvertretung für 
Dritte angeben. Beim Wechsel von Mandats- und 
Amtsträgern in Tätigkeiten der Interessenvertre-
tung müssen diese aktuelle und frühere Ämter und 
Mandate offenlegen.

Die Bundestagsverwaltung als registerführen-
de Stelle erhält eigenständige Prüfbefugnisse bei 
offensichtlich widersprüchlichen Eintragungen. 
Zugleich werden die Aktualisierungspflichten für 
die Interessenvertretungen vereinfacht.

    chk

Anzeige

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2023/0501-0600/544-23.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2023/0501-0600/544-23.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.regtegrity.de/loesungen/fuer-behoerden-und-oeffentliche-stellen/schulungen
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Öffentliche Verwaltung kann sichtbares 
Tragen religiöser Zeichen verbieten

Der EuGH hat mit Urteil vom 28. November 
2023 (Rs. C-148/22) entschieden, dass eine 

öffentliche Verwaltung das sichtbare Tragen von 
Zeichen, die weltanschauliche oder religiöse Über-
zeugungen erkennen lassen, verbieten kann, um 
ein vollständig neutrales Verwaltungsumfeld zu 
schaffen. Eine solche Regel sei nicht diskriminie-
rend, wenn sie allgemein und unterschiedslos auf 
das gesamte Personal dieser Verwaltung ange-
wandt wird und sich auf das absolut Notwendige 
beschränkt. 

Einer Bediensteten der Gemeinde Ans (Belgi-
en), die als Büroleiterin ganz überwiegend ohne 
Publikumskontakt tätig ist, wurde es untersagt, 
am Arbeitsplatz das islamische Kopftuch zu tra-
gen. Anschließend änderte die Gemeinde ihre 
Arbeitsordnung und schrieb in der Folge ihren Ar-
beitnehmern eine strikte Neutralität vor. Danach 
war das Tragen von auffälligen Zeichen ideologi-
scher oder religiöser Zugehörigkeit allen Arbeit-
nehmern, auch denen, die keinen Publikumskon-
takt haben, verboten. Die Betroffene wollte 

feststellen lassen, dass sie in ihrer Religionsfreiheit 
verletzt wurde und diskriminiert wird. Dem mit 
dem Rechtsstreit befassten Arbeitsgericht Lüttich 
stellte sich daraufhin die Frage, ob die von der Ge-
meinde aufgestellte Regel der strikten Neutralität 
eine gegen das Unionsrecht verstoßende Diskri-
minierung begründet. Der Gerichtshof antwortete 
nun, dass die Politik der strikten Neutralität, die 
eine öffentliche Verwaltung ihren Arbeitnehmern 
gegenüber durchsetzen will, um bei sich ein voll-
ständig neutrales Verwaltungsumfeld zu schaffen, 
als durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerecht-
fertigt angesehen werden kann. Ebenso gerecht-
fertigt sei die Entscheidung einer anderen öffentli-
chen Verwaltung für eine Politik, die allgemein und 
undifferenziert das Tragen von sichtbaren Zeichen  
u. a. weltanschaulicher oder religiöser Überzeu-
gungen, auch bei Publikumskontakt, gestattet, 
oder ein Verbot des Tragens solcher Zeichen be-
schränkt auf Situationen, in denen es zu Publi-
kumskontakt kommt. Die Mitgliedstaaten und die 
unterhalb der staatlichen Ebene angesiedelten 
Einheiten verfügen nämlich über einen Wertungs-
spielraum bei der Ausgestaltung der Neutralität 
des öffentlichen Dienstes, die sie in dem für sie 
spezifischen Kontext am Arbeitsplatz fördern wol-
len. Dieses Ziel muss aber in kohärenter und syste-
matischer Weise verfolgt werden, und die zu seiner 
Erreichung getroffenen Maßnahmen müssen sich 
auf das absolut Notwendige beschränken. Es ist 
Sache der nationalen Gerichte, zu prüfen, ob diese 
Anforderungen erfüllt sind.                                  chk

Kopftuch in der öffentlichen Verwaltung? Verbote sind grundsätzlich zulässig. 
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11. GWB-Novelle in Kraft 

Die 11. Novelle des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) ist am 

7. November in Kraft getreten. „Mit der 11. 
GWB-Novelle verfügt das Bundeskartellamt über 
zusätzliche Instrumente und kann zielgerichtet 
überall dort eingreifen, wo der Wettbewerb nicht 
funktioniert“, heißt es in einer Meldung des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK). So könne das Bundeskartellamt nun 
nach einer Sektoruntersuchung neuen Wettbewer-
bern den Marktzugang erleichtern, stillschweigen-
de Abstimmungen der großen Anbieter auf einem 
Markt direkt bekämpfen und notfalls marktmäch-
tige Unternehmen sogar entflechten. Die neuen 
Maßnahmen könne das Bundeskartellamt nutzen, 
wenn der Wettbewerb nicht funktioniert, aber 
keine Verfahren wegen der Bildung eines Kartells 

oder des Missbrauchs von Marktmacht möglich 
sind. Bisher hätten die Sektoruntersuchungen 
in solchen Fällen lediglich mit einem Bericht ge-
endet. Künftig könne vor allem der Wettbewerb 
auf Märkten mit nur wenigen Anbietern gestärkt 
werden. 

Zusätzlich zu den neuen Möglichkeiten nach 
einer Sektoruntersuchung vereinfache die 11. 
GWB-Novelle dem Bundeskartellamt auch die Ab-
schöpfung von Vorteilen, die Unternehmen durch 
Verstöße gegen das Wettbewerbsrecht erhalten 
haben.

Die 11. GWB-Novelle war eine Antwort auf die 
krisenhaften (Preis-)Entwicklungen, die infolge 
des völkerrechtswidrigen Angriffskrieges Russ-
lands gegen die Ukraine besonders deutlich zu-
tage getreten sind.                                         chk

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=F55F482851652EA8CE4E19EF65834806?text=&docid=280183&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3513301
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301 Das Glücksspielkollegium verletzt das Grundgesetz

Dr. Juliane Hilf und Klaus Umbach, LL.M.
308 Die Rechtsprechung des EuGH zum Glücksspielrecht seit 2012
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.

Datenschutz im Fokus

Cloud Computing unter der DSGVO – erleichtert oder erschwert? 
Auch die DSGVO regelt– ähnlich wie das bisherige BDSG – die Auftragsverarbeitung. Wie ist bei 
Einsatz von Cloud Computing-Services datenschutzmäßig vorzugehen? Seite 54

Reform des Sozialdatenschutzes
Der Sozialdatenschutz ist ein spezieller Bereich des Datenschutzrechts, der aufgrund der DSGVO 
angepasst werden musste. Der Beitrag gibt einen Überblick über die SGB-Neuregelungen. Seite 57

Eindeutige Identifizierung von Anwälten: Das nur bedingt einsatzfähige 
Anwaltspostfach 
Ende 2017 sollte mit dem „besonderen elektronischen Anwaltspostfach“ (beA) ein neuer Service für 
Anwaltskanzleien in Deutschland starten. Ein fehlerhaftes Zertifikat sorgt für Verzögerung. Seite 60

Weniger als 100 Tage bis zur Anwendung der DSGVO – GDD veröffentlicht weitere 
Praxishilfen
Diesmal werden Auftragsverarbeitung, Einwilligung und Folgenabschätzung gemäß DSGVO näher 
beleuchtet. Seite 62

Fragen aus der Praxis

Website-Kontaktformular ohne Verschlüsselung führt nicht zwingend zum Bußgeld
Nicht jedes Kontaktformular auf einer Website muss für den Datentransport zum Webserver eine 
TLS-Verschlüsselung (https) vorsehen. Seite 63

Aktuelles aus den Aufsichtsbehörden

Kontonummer nicht per E-Mail I Erweiterte Videoüberwachungsbefugnisse
Eine Kontonummer darf nicht unverschlüselt per E-Mail übertragen werden. Aufzeichnungen einer
Videoüberwachung für gewisse Zeit können auch ohne konkreten Verdacht zulässig sein. Seite 64

Rechtsprechung

Datenschutzrechtsprechung aktuell auf einen Blick Seite 65

Sonderkündigungsschutz für „stellvertretende“ Datenschutzbeauftragte Seite 66

Überwachung eines Arbeitnehmers durch Detektiv Seite 67

Stichwort des Monats

Verschlüsselung  Seite 69

DATENSCHUTZ-
BERATER

datenschutz-berater.de

 Ihr zuverlässiger Partner für Datenschutz und Datensicherheit

Chefredakteur  Dr. Philipp Kramer

  Nachrichten Seite 52    Service Seite 70  

Betriebs-Berater Compliance

Fachmedien Recht und Wirtschaft | Deutscher Fachverlag GmbH | Frankfurt am Main

EDITORIAL

Prof. Dr. Dr. Ulrich Hemel
Compliance in der Kirche: Die kirchliche Zivilgesellschaft neu denken | I

CORPORATE COMPLIANCE
Dr. Frank Hülsberg, WP/ StB, und Carsten Kuhn, RA
Step-by-step: Business Partner Checks | 353

Borja Alcázar Pérez, LL.M., RA und Abogado
Länderreport Spanien – Upgrade: Wichtige Reform des spanischen Strafgesetzbuches im 
Bereich Compliance | 357

Dr. Antje Heinen, LL.M., RAin, und David-Julien dos Santos Goncalves
Preisbindungen und Preisempfehlungen in der Praxis | 359

RISIKOANALYSE UND -IDENTIFIKATION
Dr. Manfred Rack, RA
CB-Test: Die neue Strafbarkeit der Geschäftsleiter von Banken und Versicherungen 
im Risikomanagement (Teil II) | 368

Anja Glück und Leif Schubert
Aktuelle gesetzgeberische Defi zite bei der Geldwäsche-Compliance von 
 Kapitalverwaltungsgesellschaften | 375

Armin Fladung, RA, Compliance-Offi cer (TÜV)
Das neue Unternehmensstrafrecht –  Compliance als strafmildernder Umstand? | 380

COMPLIANCE MANAGEMENT
Dr. Michaela Möhlenbeck, RAin
Erlangung von und Umgang mit Hinweisen auf Compliance-Verstöße im DB-Konzern | 382

HAFTUNG UND AUFSICHT
Daniel Froesch, RA
Haftungsfallen für Organe in  Krisensituationen | 388

Dr. Sebastian Kraska, RA
Datenschutz: Grenzen der revisionssicheren E-Mail-Archivierung | 395

www.compliance-berater.de

Compliance
Berater

CB

Herausgeber

Prof. Dr. Johannes Dietlein

Oktober 2015
10. Jahrg.
71732

Herausgegeben von
Prof. Dr. Daniel Graewe

Dr. Martin Heidrich
Rüdiger Weiß

Beirat
Martin Hammer

ORR Dr. Michael Hippeli
Béla Knof

Prof. Dr. Rolf-Dieter Mönning
VRiLG Dr. Martin Pellens

Prof. Dr. Jens M. Schmittmann
Dr. Johan Schneider

Schriftleitung
Dr. Anke Gößmann

RA Béla Knof
„Flattening the curve“ der Insolvenzen 1

Dr. Martin Heidrich, LL.M./Titus Michel/Saskia Steinicke
Corona: Reine Symptombekämpfung mittels staatlichen „Hilfspaketes“ 2

Prof. Dr. Daniel Graewe
Drei Wellen in drei Jahren – schon im Jahr 2012 sah man eine Corona-Pandemie  
kommen 7

Dr. Hendrik Boss/Maik Luttmann/Dr. Christian Saueressig
Erwägungen zu einem restrukturierungs-spezifischen Haftungskonzept des 
zukünftigen Restrukturierungsbeauftragten 9

Martin Hammer
Der präventive Restrukturierungsrahmen aus der Sicht eines leistungswirtschaftlichen 
Beraters 13

Dr. Martin Heidrich, LL.M./Saskia Steinicke
Die Idee des sogenannten qualifizierten Rangrücktritts und die Fallstricke in 
der Praxis 16

Frank Günther/Asmus Ohle/Marvin Armbruster/Daniel Walther
Schönwetterinstrument Schuldschein: Lösungsansätze für die Restrukturierung 21

Prof. Dr. Daniel Graewe
Case Study: Pacific Gas & Electric – ein ewiger Sanierungsfall? – 25

Dr. Christoph Klaiber
Ein Blick über den (deutschen) Tellerrand: Das Präventionssystem im französischen 
Recht der Kollektivverfahren – ein Plädoyer für die Fragmentierung insolvenz  -
vermeidender Instrumentarien 29

RA Rüdiger Weiß
Anmerkungen zu BGH IX ZR 223/18 vom 21.11.2019 „Keine Beseitigung der 
Gläubigerbenachteiligung durch nachträgliche Rückzahlung eines Gesellschafter -
darlehens“ 35

Dr. Johan Schneider
Anmerkungen zu BGH IX ZR 328/18 vom 12.12.2019 „Zweifelsregelung zu 
§ 339 InsO und Reichweite des (alten) Eigenkapitalersatzes“ 36

Dr. Leonard Szabó
Anmerkungen zu BGH IX 170/18 „Voraussetzungen und Nachweis der Wissens-
zurechnung bei Beauftragung des Hauptzollamtes“ 38

 · Frankfurt am Main

Der Sanierungs
Berater www.sanierungsberater.de

SanB

Betriebs-Berater für Interimsmanagement und Restrukturierung

Betriebs-

EDITORIAL

Prof. Dr. Dr. Ulrich Hemel
Compliance in der Kirche: Die kirchliche Zivilgesellschaft neu denken | I

CORPORATE COMPLIANCE
Dr. Frank
Step-by-step: Business Partner Checks | 353

Borja
Länderreport Spanien – Upgrade: Wichtige Reform des spanischen Strafgesetzbuches im 
Bereich Compliance | 357

Dr. Antje
Preisbindungen und Preisempfehlungen in der Praxis | 359

RISIKOANALYSE UND -IDENTIFIKATION
Dr. Manfred
CB-Test: Die neue Strafbarkeit der Geschäftsleiter von Banken und Versicherungen 
im Risikomanagement (Teil II) | 368

Anja
Aktuelle gesetzgeberische Defi zite bei der Geldwäsche-Compliance von 
 Kapitalverwaltungsgesellschaften | 375

Armin
Das neue Unternehmensstrafrecht –  Compliance als strafmildernder Umstand? | 380

COMPLIANCE MANAGEMENT
Dr. Michaela
Erlangung von und Umgang mit Hinweisen auf Compliance-Verstöße im DB-Konzern | 382

HAFTUNG UND AUFSICHT

Compliance
Berater

Der Sanierungs
Berater

Recht | Wirtschaft | Steuern

www.betriebs-berater.de

DIE ERSTE SEITE
Dr. Jan Byok, LL.M., RA
Wettbewerbsregister gegenWirtschaftskriminalit�t

WIRTSCHAFTSRECHT
Prof. Dr. Martin R. Schulz, LL.M.
Compliance-Management im Unternehmen –
Grundfragen, Herausforderungen und Orientierungshilfen | 1475

Dr. Christof-Ulrich Goldschmidt, RA, und Bernd Hess, RA
Die Compliance-Verantwortung des Finanzinvestors | 1483

STEUERRECHT
Dr. Andreas Eggert, RA/StB
Compliance-Ermittlungen und Korrektur von Erkl�rungen bei der Besteuerung
von Arbeitnehmern | 1495

Dr. Dirk Niedling, RA/StB, und Dr. Gabriele Rautenstrauch, StBin
Auswirkungen des „ATAD II“-Vorschlags zu hybriden Gestaltungenmit Drittl�ndern
auf Finanzierungstransaktionen | 1500

BILANZRECHT UND BETRIEBSWIRTSCHAFT
J�rg T�llner, Dr. Christian Foltz und Kolja von Westerholt
Produkt-Compliance – eine notwendige Evolutionsstufe f�r ein ganzheitliches
Compliance-Management-System | 1515

ARBEITSRECHT
Dr. Daniel Kl�sel, RA, und Dr. Thilo Mahnhold, RA/FAArbR
Contractor Compliance im neuen A�G | 1524

Fachmedien Recht und Wirtschaft | dfv Mediengruppe | Frankfurt am Main
Sc
hw
erp
un
kth
eft

Co
mp
lia
nc
e

datenschutz-berater.dedatenschutz-berater.de

1

LogR
Logistik & Recht
Lieferketten | Transport | Finanzierung
Versicherung | Digitalisierung | Nachhaltigkeit

HERAUSGEBER

Dr. David Saive

Prof. Dr. Andreas Maurer
Universit�t Mannheim

Harald Schoen, LL.M.
Bundesministerium der Justiz

SCHRIFTLEITUNG

Dr. David Saive

WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT

Thomas Claus
Volkswagen AG

Manuel Grubenbecher, LL.M.
AKE | SKABE GmbH

Jette Gustafson, LL.M.
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Hans Huber
id4.trade GmbH

Dr. Julia H�rnig
Erasmus Universit�t Rotterdam

Oliver Wieck
ICC Germany e.V.

EDITORIAL
Dr. David Saive

1 Willkommen zur 1. Ausgabe „Logistik & Recht“

WIR STELLEN UNS VOR
2 Herausgeber:innen/Beirat

EINF�HRUNG
Manuel Grubebecher, LL.M., Sicherheitsberater

3 Geopolitische Risiken als Herausforderung f�r international
agierende Unternehmen

AUFS�TZE
Prof. Dr. Andreas Maurer, LL.M.

7 Risikosteuerung im Außenhandel
RAin Jette Gustafsson, LL.M., und RAin Dr. Maresa Hormes

12 Fahrermangel, Containerstau und Trockenheit –
Was tun bei Versp�tungssch�den?
Dr. Julia H�rnig

20 Force Majeure und die Lieferketten
Prof. Dr. Henning Jessen, LL.M.

26 A Primer on the “Black Sea Grain Initiative” of 22 July 2022
Vincent Stamer

31 Der Kiel Trade Indicator – Ein Echtzeitindikator f�r Handelsstr�me

AKTUELLES
Prof. Dr. Christian Grotemeier

34 Das �PNV-Tarifsystem geh�rt dauerhaft auf den Bierdeckel

�STERREICH
Dr. Dominik Sch�rmer, RA, Mag. Alexej Miskovez, RA, und Mag. Lukas Blaschon, RA

37 Brennende Batterien und stahlfressende S�uren – Haftung nach Art. 22 CMR

September 2022
1. Jahrg.

Seite 1–40

. Frankfurt am Main

 EU-Regulierung: „Risiken ... (und da war doch noch etwas?) der KI“ 
  Prof. Dr. Dr. Karl-Heinz Ladeur

441 Das IT-Sicherheitsgesetz 2.0 
 Dr. Fabian Niemann und Dr. Natallia Karniyevich

448 Das Internet- und Medienstrafrecht 2020/2021 
 Dr. Timo Handel

455 Zulässigkeit von Werbung auf Smart-TV-Benutzerober wflächen 
nach dem Medienstaatsvertrag 

 Dr. David Moll und Dr. Holger Weimann

463 Die Entwicklung des Urheberrechts seit Mitte 2020 
 Dr. Alexander R. Klett und Julia Hoeren

470 Neue Impulse für den Glasfaserausbau in Gebäuden 
 Martin Busch, Benedikt Kind und Fabian Riewerts

478 Überschreitung der EU-Universaldienstvorgaben  
durch den Versorgungsumfang nach § 157 TKG 2021? 

 Prof. Dr. Christian Koenig

484 Länderreport Österreich
 Prof. Dr. Clemens Thiele

487 EuGH: Keine Produkthaftung bei unrichtigem Gesundheitstipp eines 
„Kräuterpfarrers“ in gedruckter Zeitung

489 EuGH: Auskunftsanspruch bei Urheberrechtsverletzung  
mittels Filesharing

497 EuGH: Eingeschränkte Haftung von Plattformanbietern  
bei Urheberrechtsverletzungen Dritter 

516 BGH: Wiederholungsgefahr bei redaktioneller Anmerkung zu Gegendar-
stellung

523 BGH: Wikingerhof/Booking.com: Gerichtsstand bei Streit  
um Hotelvermittlungen im Internet

530 OLG Koblenz: Anwaltsblog stellt kein journalistisch-redaktionelles An-
gebot dar

Chefredakteur
RA Torsten Kutschke

Stellvertretende 
Chefredakteurin
RAin Dr. Anja Keller

Redationsassistenz
Dagmar Dinkel

www.kommunikationundrecht.de

K&R
7/8

Kommunikation
Recht&

Februar 2021
24. Jahrgang
Seiten 80-152

Die erste Seite

214 COVID 19 – Hilfsprogramm imWandel der Pandemie
Prof. Dr. iur. Michael Stahlschmidt

Einkommensteuer

218 Das Abzugsverbot f�r Sonder-
betriebsausgaben nach § 4i EStG
Prof. Dr. Heinz Kußmaul,
Prof. Dr. Renß Sch�fer, Philipp Engel, M.Sc.

222 Freibetrag nach § 56 Abs. 6
S. 1 Nr. 2 InvStG: Geltendmachung
im Rahmen der Steuererkl�rung
und Nutzung im Rahmen der Nachfolgeplanung
Dr. Peter Sch�fer

Besteuerung der digitalen Wirtschaft

226 OECD/G20 und BEPS – Entwicklungen
im Bereich der Besteuerung
digitalisierter Gesch�ftsmodelle
Prof. Dr. Jens M. Schmittmann, Dr. Julia Sinnig

Abgabenordnung

230 S�umniszuschl�ge und Zinsniveau –
aktuelle Einsch�tzung und Handlungsempfehlung
Dipl.-Finanzwirt Marco Romswinkel

234 FGM�nster:
Lohnsteuerhaftung eines
Gesch�ftsf�hrers

Steuerstrafrecht

238 GA Campos Sanchez-Bordona:
Europ�ische Ermittlungsanh�rung
in Strafsachen

1–2/2022

Fachmedien Recht und Wirtschaft | dfv Mediengruppe | Frankfurt am Main

1
HERAUSGEBER

Dr. David Saive

Prof. Dr. Andreas Maurer
Universit�t Mannheim

Harald Schoen, LL.M.
Bundesministerium der Justiz

SCHRIFTLEITUNG

Dr. David Saive

WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT

Thomas Claus
Volkswagen AG

Manuel Grubenbecher, LL.M.
AKE | SKABE GmbH

Jette Gustafson, LL.M.
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Hans Huber
id4.trade GmbH

Dr. Julia H�rnig
Erasmus Universit�t Rotterdam

Oliver Wieck
ICC Germany e.V.

September 2022
1. Jahrg.

Seite 1–40

Recht der  
Zahlungsdienste

Betriebs-Berater Geldverkehr
EDITORIAL

1

AUFS�TZE

4

12

20

28

36

44

48

TECHNIK-
SCHLAGLICHT 66

Gabriele Bourgon, Dr. Mathias Hanten und Prof. Dr. Sebastian Omlor
„Recht der Zahlungsdienste“ – das Konzept

AUFSICHTSRECHT
Jens Oberm�ller und Dr. Felix Strassmair-Reinshagen: Europarechtliche 
Regulierung des Zahlungsverkehrs – gesetzgeberische Motive und zentrale 
Auslegungsfragen
Alexander Gebhard und Jonas Sturies: Invisible Payments –
aufsichtsrechtliche Einordnung von interaktionslosen Zahlungsprozessen

ZIVILRECHT
Prof. Dr. Sebastian Omlor: Starke Kundenauthentifizierung zwischen 
BGB, ZAG und RTS
Prof. Dr. Matthias Casper: Neue Echtzeit�berweisung –
Evolution oder Revolution?
Dr. Dimitrios Linardatos: Rollende Kreditkarten – zahlungsdienste-
rechtliche Fragen bei In-Car-Payments

STEUERRECHT
Prof. Dr. Olaf Langner: Outsourcing des Betriebs von
Geldautomaten durch Kreditinstitute – Kostensteigerung nach der
EuGH-Entscheidung C-42/18

L�NDERREPORT
Roland Truffer und Mathuri Suppiah: RdZ-L�nderreport Schweiz:
Aktuelle Entwicklungen im Aufsichts-, Zivil- und Wettbewerbsrecht
f�r Zahlungsdienste

Sven Korschinowski: Auto – technisches Device zum Bezahlen
und Datensammeln

Fachmedien Recht und Wirtschaft | dfv Mediengruppe | Frankfurt am Main

Weihnachtsanzeige_RUW_2023_V04.indd   1Weihnachtsanzeige_RUW_2023_V04.indd   1 01.11.23   13:2701.11.23   13:27

https://www.ruw.de/

